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Die Zahl der Arbeitslosen sinkt.
Sind die Menschen mit ihren Ar-
beitsbedingungen zufrieden? Die
Demonstrationen in den größeren
Städten gegen den Sozialabbau
machen deutlich, dass es hier viele
Ängste gibt

Auf der anderen Seite wissen wir
aber auch, dass es inzwischen auch
in unserer Region einen Bedarf an
entsprechenden Fachkräften gibt.

Wir müssen die Rahmenbedingun-
gen schaffen, damit unsere jungen
Menschen optimale Bildungschan-
cen, gute Ausbildungsmöglichkei-
ten und entsprechende Arbeitsplät-
ze erhalten. 

Positiv werte ich in diesem Zu-
sammenhang, dass die Schulrat-
Habermalz-Schule und die Carl-
Benscheidt-Realschule demnächst
offene Ganztagsschulen werden.

Die Chancen der demografischen
Entwicklung müssen wir nutzen.
Wir wollen dafür sorgen, dass unse-
re schöne Stadt auch weiterhin als
Lebens-, Lern- und Arbeitsort at-
traktiv bleibt. Eine intakte Infrastruk-
tur gehört dazu.

Ein Beitrag dafür wird die Inbe-
triebnahme unseres „7-Berge-Ba-
des“ sein. Ich bin davon überzeugt,

dass es nach seiner Fertigstellung
breite Zustimmung finden wird.

Mit herzlichen Grüßen
Ihre

Waltraud Friedemann
Stadtverbandsvorsitzende

Liebe Alfelderinnen und Alfelder,
hier sind wir wieder mit Themen aus der kleinen und großen Politik, 
die uns als SPD in diesem Jahr beschäftigt haben und auch noch weiter 
für Gesprächsstoff sorgen werden.
Motiviert durch die Beschlüsse beim Bundesparteitag in Dresden und dem 
Arbeitsparteitag in Berlin haben wir uns verstärkt den gesellschaftlichen 
Herausforderungen gestellt.
Die Wirtschaftskrise haben wir in Deutschland scheinbar gut gemeistert. 
Profitieren davon aber auch die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer? 

1995 übernahm die Stadt Alfeld
dieses Bad vom Landkreis Hildes-
heim zu einem symbolischen Kauf-
preis von 1,00 DM und einem Zu-
schuss zu den Betriebskosten von
700.000 DM für drei Jahre. 

Nachdem der Landkreis in den
Jahren zwischen 1978 bis 1985 über
drei Millionen DM für das Bad auf-
gewandt hatte, musste auch die
Stadt Alfeld erhebliche Summen
aufwenden, um das Bad am Leben
zu erhalten.

Das Freibad wurde bereits Mitte
der 30iger Jahre errichtet und lau-
fend den Erfordernissen angepasst.
Letztlich war aber der Unterhal-
tungs- und Modernisierungsauf-
wand so groß, so dass auch hier et-
was Neues geschaffen werden
musste.

Der Neubau des Allwetterbades
wurde in der Alfelder Bürgerschaft
heftig diskutiert. Am 18. Dezember
soll es nach einer Bauzeit von 1 ½
Jahren zur Benutzung freigegeben
werden. Bereits auf der Alfelder
Hobbybörse informierte ein Team
des Alfelder Sportamtes über das
neue Bad. Die Resonanz der interes-
sierten Besucher war positiv, insbe-
sondere über die niedrigen Ein-
trittspreise.

Wir sind uns sicher, dass die neue
Einrichtung gut angenommen wird
und setzen darauf, dass auch die
meisten Kritiker „ihren Frieden“ da-
mit machen werden.

Wir möchten an dieser Stelle
noch einmal die wesentlichen En-
scheidungskriterien in Erinnerung
rufen:

■ Beide Bäder waren marode und
zwar total. Eine Instandsetzung war
aus technischen Gründen ausge-
schlossen.
■ Ein Mittelzentrum ohne
Schwimmbäder war und ist für uns
nicht akzeptabel
■ 50 Meterbecken werden aus
energetischen Gründen nicht mehr
gebaut, das ist eine Tatsache
■ Der Neubau eines „klassischen“
Freibades - 25 Meterbecken und
ein Hallenbad daneben - hätten für
viel Geld ( 8 Mio. € ) - eine
Verschlechterung gegenüber der
bisherigen Situation bedeutet. 
Im Verhältnis zu anderen Gemein-
den wären wir damit zudem 
„abgeschlagen“.

■ 12 Mio. € für das Allwetterbad
sind viel Geld. Trotz vieler Unkenru-
fe wurde der Kostenplan übrigens
im Wesentlichen eingehalten. Für
die Mehrkosten von 4 Mio. €
gegenüber der zuvor beschriebe-
nen Variante erhalten wir aber auf
das Jahr bezogen wesentlich mehr
nutzbare Wasserfläche.
■ Die Eintrittspreise sollen nach
unseren Vorstellungen mit denen
der Einrichtungen um uns herum
konkurrieren können.
■ Das neue Bad wird ausgespro-
chen familienfreundlich sein

Aus all diesen Gründen sind wir da-
von überzeugt, eine richtige und
vor allem zukunftsweisende Ent-
scheidung für unsere Stadt getrof-
fen zu haben.

Alfelder erwarten „7-Berge-Bad“
mit Spannung
Erinnern wir uns, 1971 wurde das Hallenbad errichtet.
Ursprünglich wollten es Stadt und Landkreis Alfeld gemeinsam
errichten. Da man sich aber offensichtlich nicht über die
Finanzierung und den Standort einig werden konnte, hat der
Landkreis dieses Bad dann im Alleingang auf dem Gelände an
der Winzenburger Straße erbaut. 
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Ein Amt und seine Herausforderungen
Interview mit unserem Bürgermeister Bernd Beushausen
Alfelder Vorwärts (AV): Am 10. September 2006 sind Sie als Bürgermeister 
dieser Stadt bis 2014 gewählt worden. Seinerzeit sind Sie mit dem Slogan angetreten
„Zukunft erfolgreich gestalten“. Welche Wahlversprechen haben Sie bereits eingelöst?
Wie sieht Ihre Halbzeitbilanz aus?

Bernd Beushausen (BB): In den
vier Jahren sind wichtige Dinge, die
auch zu meinem Wahlprogramm
gehört haben, bewegt worden. We-
sentlich war es, nach intensiven Ver-
handlungen das Krankenhaus Al-
feld in kompetente Hände zu über-
geben. Wir haben es geschafft, das
Angebot im Bereich der Kinderbe-
treuung deutlich zu erweitern. Hier-
durch sind in der Stadt 300 Arbeits-
plätze gesichert worden. Durch un-
ser finanzielles Engagement an den
Sanierungskosten haben wir es er-
reicht, dass die Aula des Gymnasi-
ums Alfeld weiterhin eine Kultur-
und Spielstätte von hoher Qualität
in der Region Leinebergland geblie-
ben ist. Schlussendlich ist durch den
Bau des 7-Berge-Bads der ganzjäh-
rige Bade- und Schwimmbetrieb
auch zukünftig sichergestellt. Auf
der Hälfte des Weges sind wir mei-
ner Ansicht nach gut vorangekom-
men. Ich habe keine Angst, dass mir
in den verbleibenden vier Jahren
meiner Wahlperiode die Arbeit aus-
gehen wird. 

AV: Wie man der örtlichen Presse
entnehmen konnte, befindet sich
die Stadt Alfeld (Leine) offensicht-
lich in finanziellen Schwierigkeiten.
Der Gesamtergebnishaushalt weist
ein Defizit von knapp 5 Mio. Euro
aus. Wie will die Stadt diese Pro-
blemstellung auch für die Zukunft
in Griff bekommen?
BB: Tatsächlich befinden wir uns in
finanzieller Hinsicht in einer prekä-
ren Situation. Bemerkenswert ist,

dass knapp die Hälfte des Fehlbe-
trages auf die erstmalige Auswei-
sung von Abschreibungen zurück-
zuführen ist. Die Abschreibung als
finanzieller ausgedrückter Werte-
verzehr stellt keine reale finanzielle
Belastung dar, verschlechtert aber
das Haushaltsergebnis erheblich.
Ein weiterer Anteil von ca. 1,5 Mio.
Euro ist für die Tätigkeiten aufzu-
wenden, die uns in den vergange-
nen 15 Jahren vom Bund und vom
Land ohne eine entsprechende Ge-
genfinanzierung zusätzlich aufge-
lastet wurden. Durch die guten Ge-
werbesteuereinnahmen der ver-
gangenen Jahre ist es uns immer
gelungen, auch diesen Mehrauf-
wand zu kompensieren. Aufgrund
der Weltwirtschaftskrise wird dies
mittelfristig nicht mehr der Fall sein.
Das Motto kann nur lauten, sich auf
das Notwendigste zu beschränken.

AV: Welche Auswirkungen wird
dies auf die Bürgerinnen und Bür-
ger in Alfeld haben? Müssen wir
kurzfristig mit Steuer- und Gebüh-
renerhöhungen rechnen? Wird sich
das kommunale Angebot in seinem
Umfang und seiner Qualität verrin-
gern?
BB: Bei der im Augenblick unklaren
finanziellen Perspektive müssen al-
le Dinge, sowohl auf der Einnah-
men- als auch auf der Ausgabeseite,
auf den Prüfstand gestellt werden.
Entscheidend ist aber, dass sich die
Stadt nicht zu Lasten ihrer Bürgerin-
nen und Bürger kaputt spart. Ge-
bühren für Dienstleistungen, wie

z.B. die Abwasserbeseitigung, müs-
sen immer kostendeckend sein, das
schreibt das Gesetz nun mal so vor.
Es wird kurzfristig zu entscheiden
sein, ob für den bis dato kostenlos
zur Verfügung gestellten Winter-
dienst Gebühren erhoben werden
oder dieser auf das gesetzlich not-
wendige Maß zurückgeschraubt
wird. 
Wir müssen intelligent konsolidie-
ren und dürfen dabei auch die Be-
dürfnisse unserer älter werdenden
Bevölkerung nicht außer Acht las-
sen. Insofern kann ich mir z.B. nicht
vorstellen, den Stadtbusverkehr er-
satzlos einzustellen. 
Meine Aufgabe in diesem Prozess
wird sein, die Politik zu einem in die-
sem Sinne konstruktiven Prozess
anzuleiten. 

AV: Die Opposition im Alfelder Rat
ist der Ansicht, dass Sie mit einem
„aufgeblähten“ Personalhaushalt
arbeiten. Wie ist die Entwicklung
der Personalkosten aus Ihrer Sicht
tatsächlich? Was ist dran an dieser
Behauptung?
BB: Über diese Aussagen war ich
sehr verwundert. Auch die CDU hat
in den vergangenen Jahren regel-
mäßig den Stellenplan, in dem sich
die Personalstruktur der Verwal-
tung ausdrückt, mitgetragen. Die
Stadt Alfeld (Leine) befindet sich
seit 1995, das Personal betreffend,
in einem stetigen Abbau. Über die-
sen Zeitraum hinweg hat sich die
Planstellenzahl effektiv von 240 um
32 auf 208 reduziert. Bemerkens-
wert ist hierbei, dass in dieser Zeit
auch neue Aufgaben, die mit neu-
em Personal abzuwickeln waren,
hinzugekommen sind. Durch diese
Form der Konsolidierung sparen wir
jährlich seit Mitte der 90er Jahre im
Durchschnitt ca. 800.000 € ein. We-
sentliche Reduktionen auf der Per-
sonalkostenseite werden zukünftig
bei gleichbleibenden Aufgaben
nicht mehr möglich sein. Wir sind
fast am Ende der Fahnenstange an-
gelangt. 

AV: Das 7-Berge-Bad wird im De-
zember eröffnet. Mittlerweile ist es
gelungen, für das Gelände des alten

Hallenbades einen Käufer zu finden.
Welche Kriterien waren hierfür die
entscheidenden?
BB: Natürlich muss zuerst einmal
der Kaufpreis stimmen. Aus städte-
baulicher Sicht war für mich auch
ein wesentliches Merkmal, dass
dort nicht noch ein weiterer Super-
markt in einer quadratisch, prakti-
schen Bauweise seine Tore öffnet.
Der Käufer trägt Gewähr dafür, dass
auf dem Gelände ein Dienstleis-
tungsbetrieb errichtet wird, der sich
hervorragend in die vorgegebene
Situation des Viertels einpasst. Dass
zwischen 40 bis 60 neue Arbeits-
plätze in Alfeld geschaffen werden,
ist sicherlich auch kein schlechtes
Ergebnis. Ziel war, den Verkauf un-
ter diesen Bedingungen zeitnah zur
Eröffnung des 7-Berge-Bades abzu-
wickeln. Das haben wir erreicht. 

AV: Sie haben in der Öffentlichkeit
angeregt, eine Namensumbenen-
nung für das Hindenburgstadion
durchzuführen. Was hat Sie dazu
bewegt?
BB: Unsere Stadt hat nach dem 2.
Weltkrieg mehrere Persönlichkei-
ten hervorgebracht, die sich um
den sportlichen und auch politi-
schen Bereich mehr als verdient ge-
macht haben. Warum soll man die-
se Personen nicht durch Umbenen-
nung des Stadionbereiches ehren?
Ich werde daher im I. Quartal des
kommenden Jahres dem Rat unter
Benennung mehrerer Möglichkei-
ten die Umbenennung des Hinden-
burgstadions vorschlagen. 
AV: Wie aus Presseberichten zu er-
fahren war, hat das Innenministeri-
um in Hannover unter der Über-
schrift „Zukunftsvertrag“ auch ver-
sucht im Raum Freden -  Lamsprin-
ge Gemeindefusionen auf den Weg
zu bringen - aber ohne Erfolg. Hal-
ten Sie eine Neuordnung der Ge-
meinden im südniedersächsischen
Raum für erforderlich? Wie wird sich
Alfeld in einem solchen Fall positio-
nieren? 
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BB: Allein der demographische
Wandel zwingt uns, um die Hand-
lungsfähigkeit einer kommunalen
Infrastruktur aufrecht zu erhalten, in
unmittelbarer Zukunft dieses The-
ma sorgfältig und gründlich analy-
sierend anzugehen. Persönlich bin
ich davon überzeugt, dass spätes-
tens in 10 Jahren in ganz Nieder-
sachsen eine andere kommunale
Struktur als heute herrschen wird.
Bedauerlich ist insofern, dass das In-
nenministerium mit Herrn Minister
Schünemann an der Spitze bis dato
seiner Regelungskompetenz nicht
in ausreichendem Maße nachge-
kommen ist. Als Bürgermeister der
größten Stadt im Süden des Land-
kreises Hildesheim mit seinen mit-
telzentralen Angeboten sehe ich ei-
ner solchen Diskussion und mögli-
chen Gesprächen gelassen entge-
gen. 

AV: Zum Schluss ein Ausblick in die
Zukunft. Welche Ziele haben Sie sich
für Alfeld in den nächsten vier Jah-
ren gesetzt?
BB: Wichtig wird sein, dass wir unse-
ren finanziellen Handlungsspiel-
raum nicht verlieren. Dies bedeutet,
dass ernsthaft mit Unterstützung
sämtlicher Parteien und Vereinigun-
gen im Rat das begonnene Konsoli-
dierungsverfahren fortgeführt wird.
Es wird zwingend erforderlich sein,
im Grundschulbereich eine Schul-
struktur zu schaffen, die sicherstellt,
dass unsere Kinder auch zukünftig
mit hoher Qualität und mit mo-
dernsten Bildungsmitteln unterrich-
tet werden. Gerade für die Eltern, die
ihre Kinder nicht an die beiden gro-
ßen Grundschulen im Kernstadtbe-
reich schicken, ist es notwendig,
dass man ihnen aufgrund des de-
mografischen Wandels eine verläss-
liche Perspektive gibt, wo, wann und
mit welchen Qualitäten ihre Kinder
zukünftig grundbeschult werden. 

AV: Wir danken Ihnen für das Ge-
spräch und wünschen auch zukünf-
tig eine glückliche Hand bei der
Amtsausübung. 

Landkreis Hildesheim klotzt richtig ran 
Millionenschwere Investitionen in Alfeld

Berlin ist immer eine Reise wert
Der SPD-Stadtverband bietet interessierten Mitgliedern und 
Alfelder Bürgerinnen und Bürgern vom 6. bis 8. Mai 2011 eine Fahrt nach Berlin an.

Neben einer Stadtführung und
Besichtigungen im Bundestag und
Bundeskanzleramt sowie einem Be-
such im Willy-Brandt-Haus stehen
Rundgänge durch das ehemalige
Stasigefängnis Hohenschönhausen,
das Mauermuseum sowie Informa-
tionen über das Maut-System von
Toll-Collect und die „Story of Berlin“
auf dem Programm.

Nähere Informationen zum Pro-
gramm und den Kosten sind im
SPD-Büro unter der Telefonnum-
mer 05181 3131 und im Internet un-
ter www.spd-alfeld.de zu erhalten. 

Anmeldungen werden ab sofort
entgegen genommen und werden
in der Reihenfolge des Eingangs be-
rücksichtigt.

Davon profitiert hat auch das
Gymnasium. In einem dritten Bau-
abschnitt wurden 2010 die Bestuh-
lung, der Theatervorhang und die
Beleuchtung erneuert sowie weite-
re Baumaßnahmen in der Aula ge-
tätigt. Wegen außerplanmäßiger
Maßnahmen konnte die Sanierung
der Garderoben im vorgegebenen
Kostenrahmen nicht mehr erfolgen.
Diese Maßnahme soll 2011 nachge-
holt werden. 

Die Gesamtkosten der Baumaß-
nahme betragen 2,3 Mill. €. Davon
entfallen auf den schulisch und
nichtschulisch genutzten Außenbe-
reich 1,35 Mio. €. Diesen Kosten-
block teilen sich die Stadt Alfeld und
der Landkreis je zur Hälfte. 950.000
€ für die rein schulisch genutzten
Gebäudeteile trägt der Landkreis.
Für eine verbesserte Medienaus-
stattung werden Spender gesucht,
die einen der 553 Stühle in der Aula
für 250 € „erwerben“ können. Auf ei-
nem an dem Stuhl angebrachten
Messingschild wird dann der Name
des Spenders verewigt. Bis Mitte
November wurden 44 Stühle „ver-
kauft“.

Für die Einrichtung des Ganztags-
betriebes baut der Landkreis einen
Multifunktionsbereich aus Mitteln
des Konjunkturprogramms an das
Gymnasium an. Der Anbau erhält
drei Nutzungsbereiche: einen
Mehrzweckraum, einen Arbeitsbe-
reich für die Hausaufgabenerledi-
gung und Kleingruppen sowie die
Schulbibliothek. Die Baukosten be-
tragen rund 690.000 €. 

Die neue Mensa wurde bereits
eingeweiht. Hierfür wurden
770.000 € angewandt.

Auch die energetische Sanierung
der Berufsbildenden Schulen wur-
de in diesem Jahr mit einem Kosten-
aufwand von 900.000 € weiterge-
führt. Die Kosten der Gesamtmaß-
nahme belaufen sich auf 5.075 000 €.

Die ehemalige Kaufmännische
Berufsschule, später Hauptschule

am Antonianger, ist für die Zwecke
der Volkshochschule hergerichtet
worden. Die Modernisierungsmaß-
nahmen sind mittlerweile abge-
schlossen. Insgesamt hat sich der
Landkreis die Umgestaltung
500.000 € kosten lassen. 

Auffälligste Modernisierungs-
maßnahme ist die Aula, in der 350
Personen Platz finden. 

Das Alfelder Gymnasium ist für die Ganztagsbetrieb gerüstet.

Das neue Domizil der Volkshochschule: Alles unter einem Dach.

Der Landkreis Hildesheim investiert auch in diesem Jahr in Alfeld.
Der Einsatz unserer Kreistagsabgeordneten Jürgen Lanclée, Waltraud
Friedemann und Harald Schliestedt hat sich gelohnt. Die größte Stadt
im Landkreis ist auch in diesem Jahr reichlich bedacht worden. 
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Ihre Vertreterinnen und Vertreter in der Alfelder SPD-Ratsfraktion
Sie haben Fragen an die Ratsmitglieder? Sprechen Sie uns an!

Ihre SPD-Kreistagsmitglieder

Ralf Ahrens
Ausschuss für Feuer-
und Umweltschutz
Grundeigentumsaus-
schuss

Andrea Brodtman 
Verwaltungs -
ausschuss
Jugend- und 
Sozialausschuss
Schulausschuss

Ralf Denecke
Ausschuss für Feuer-
und Umweltschutz
Ordnungsausschuss

Matthias Dietz
Finanzausschuss
Schulausschuss

Walter Fischer
Jugend- und 
Sozialausschuss
Planungsausschuss

Bernd Glenewinkel
Kultur- und Fremden-
verkehrsausschuss
Ordnungsausschuss
Planungsausschuss

Gerhard Jäschke
Grundeigentums-
ausschuss
Ordnungsausschuss
Sportausschuss

Jürgen Lanclée
Verwaltungs -
ausschuss

Rolf Mönkemeier
Planungsausschuss
(Vorsitzender)
Sportausschuss

Reinmund Piepho
Grundeigentums-
ausschuss
Schulausschuss

Jörg Schaper
Kultur- und Fremden-
verkehrsausschuss
Sportausschuss

Harald Schliestedt
Bauausschuss 
(Vorsitzender)
Planungsausschuss

Gerlinde Schwarze
Jugend- und Sozial-
ausschuss
Schulausschuss

Günther 
Springmann
Sportausschuss 
(Vorsitzender)
Verwaltungs -
ausschuss
Bauausschuss

Burkhard Thöne
Ausschuss für Feuer-
und Umweltschutz
(Vorsitzender)
Finanzausschuss

Sabrina Wecke
Finanzausschuss
Kultur und Fremden-
verkehrsausschuss

Ralf Wichmann
Jugend- und 
Sozialausschuss 
(Vorsitzender)
Ausschuss für Feuer-
und Umweltschutz
Ordnungsausschuss

Wolfgang Wiek
Verwaltungs -
ausschuss
Bauausschuss
Finanzausschuss

Albert Gerke
Grundeigentumsaus-
schuss 
(Vorsitzender)
Bauausschuss
Kultur- und Fremden-
verkehrsausschuss

Jürgen Lanclée
Verwaltungsrat der
Sparkasse und im
Aufsichtsrat der Kreis-
wohnbau Hildesheim

Waltraud
Friedemann
Kreisaussschuss;
Ausschuss für Sicher-
heit- und Ordnung,
Schul- und Kultur -
ausschuss

Seit Februar dieses Jahres wird regelmäßig eine Bürgersprechstunde im SPD-Büro in der Kalandstraße 5 angeboten. Ein-
mal im Monat sind je zwei Mitglieder der SPD-Ratsfraktion im Gespräch mit Bürgerinnen und Bürgern aus Alfeld und den
Ortfsteilen. Machen Sie von unserem Angebot Gebrauch!

Harald Schliestedt
Auschuss für Sicher-
heit und Ordnung, 
Ausschuss für Bildung,
Kreisentwicklung, Bau
und Umwelt

Sie verschaffen sich in
Hildesheim Gehör, wenn es
um die Alfelder Interessen
im Landkreis geht. Sie ach-
ten darauf, dass unsere Stadt
zum Beispiel bei der Vertei-
lung der Finanzmittel und
der Investitionen "nicht zu
kurz kommt"
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AV: Wir haben in Europa schneller
als erwartet die internationale Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise in den
Griff bekommen. Worauf führen Sie
das zurück?
BB: Diese Erfolge – Abbau der Ar-
beitslosigkeit unter drei Millionen,
gutes Wirtschaftswachstum und
verbesserte Steuereinnahmen –
sind zu einem hohen Prozentsatz
auf die Agenda 2010 und die Be-
schlüsse der Vorgängerregierung
zurückzuführen. Die Regelungen
bei der Kurzarbeit und den Kon-
junkturpaketen haben SPD-Minis-
ter in der Großen Koalition auf den
Weg gebracht. Hiervon hat ja auch
die Stadt Alfeld profitieren können.

AV: Die schwarz-gelbe Regierung
hat gegen die Mehrheit der Bevöl-
kerung die Laufzeiten der Atom-
kraftwerke verlängert. Was sagen
Sie dazu?
BB: Am 28. Oktober hat die Bundes-
regierung den mühsam errunge-
nen Atomkonsens aufgekündigt.
Das ist ein folgenschwerer Schritt,
der ebenfalls gegen die Mehrheit

der Bevölkerung durchgesetzt wur-
de. Unser Land wird auf dem Weg
zur Energiewende weit zurückge-
worfen. Die SPD dagegen bleibt
nach wie vor beim Atomausstieg.
Wer auf Atomenergie setzt, der be-
hindert nicht nur den Ausbau der
Erneuerbaren Energien, der behin-
dert auch die eingeleitete Wende
zu einer klimaneutralen Energieer-
zeugung. Außerdem ist die Endla-
gerfrage für den atomaren Müll
weiterhin unklar. Gorleben darf
nicht zum Atomklo für die gesamte
Republik werden. Es müssen viel-
mehr Alternativstandorte unter-
sucht werden. Die Landesregierung
sieht das ja inzwischen offensicht-
lich genauso.

AV: Den Kommunen steht das Was-
ser bis zum Hals. Land auf Land ab
sind die Haushalte defizitär. Was
muss hier geschehen?
BB: Es muss sehr schnell zu einer
nachhaltigen Reform der Gemein-
definanzierung kommen. Dabei
steht nach wie vor die Gewerbe-
steuer zur Debatte, die CDU/CSU

und FDP abschaffen wollen. Das ist
mit der SPD nicht zu machen. Im Ge-
genteil: Die Gewerbesteuer muss
verstetigt werden. Darüber hinaus
haben wir bei den Haushaltsbera-
tungen Folgendes beantragt, sind
aber an der Mehrheit der Regie-
rungsparteien gescheitert: die Erhö-
hung der Bundesbeteiligung an den
Kosten für Unterkunft und Heizung
um 400 Millionen Euro, eine Erhö-
hung der Bundesbeteiligung an der
Grundsicherung, die Rücknahme
der Kürzungen bei der Städtebau-
förderung. Insbesondere die Mittel
für das Programm „Soziale Stadt“
müssen wieder auf das Niveau der
Vorjahre angehoben werden.
Hierbei handelt es sich um erste
Schritte, die zu guter Letzt in ein Ge-
samtpaket eingepasst werden soll-
ten. Ziel ist es, den Kommunen
schrittweise eine dauerhafte jährli-
che Entlastung von mindestens 5
Milliarden Euro zukommen zu las-
sen.

AV: Welche Themen brennen Ih-
nen noch unter den Nägeln?

BB: Der flächendeckende gesetzli-
che Mindestlohn, die weitere Stabi-
lisierung der sozialen Sicherungs-
systeme, die Aufrechterhaltung der
Mittel für die Arbeitsmarktförde-
rung, die Reform der Bundeswehr,
eine Gesundheitsreform, die nicht
nur einseitig die Beitragszahler be-
lastet und eine Finanztransaktions-
steuer, die auch die Verursacher der
Krise an den entstandenen Kosten
beteiligt.

AV: Im Jahr 2011 wird Ihnen die Ar-
beit also nicht ausgehen?   
BB: Ganz sicher nicht, es gibt viel zu
tun – auch noch im ausklingenden
2010. Allerdings werde ich, wie die
Bürgerinnen und Bürger in Alfeld
und Umgebung hoffentlich auch,
die ruhigen Tage um Weihnachten
und den Jahreswechsel nutzen, um
neue Kraft zu tanken. 
In diesem Sinne wünsche ich allen
frohe und gesegnete Weihnachten
sowie einen guten Rutsch in ein er-
folgreiches und gesundes neues
Jahr.

Interview mit Bernhard Brinkmann, MdB
Alfelder Vorwärts (AV): Herr Abgeordneter, seit gut einem Jahr ist die schwarz-gelbe Regierung im Amt und

Sie sind in der Opposition. Welches Fazit können Sie bisher ziehen?

Bernhard Brinkmann (BB): Nach elf Jahren Regierungsverantwortung ist die Arbeit in der Opposition eine

neue Herausforderung, der sich die Fraktion stellen muss – und damit auch ich. Wir haben unter der Führung

von Frank-Walter Steinmeier schnell Tritt gefasst. Es ist uns gelungen, die schwarz-gelbe Bunderegierung in

allen Politikfeldern zu stellen und praktische Alternativen aufzuzeigen. Diese Regierung – und das beweisen

auch die inzwischen konsequent schlechten Umfrageergebnisse – hat bisher versagt. Die Koalition hat ihr ei-

genes Klientel bedient und ein sozial unausgewogenes Sparpaket beschlossen. Dieser Meinung sind nach

neuesten Umfrageergebnissen 66% der Bevölkerung.

Die Alfelder SPD hat in den ver-
gangenen Monaten einige hundert
Unterschriften für das „Volksbegeh-
ren für gute Schulen“ in der Alfelder
Innenstadt gesammelt. Bis heute
haben mehr als 170.000 Menschen
in ganz Niedersachsen das Volksbe-
gehren für gute Schulen unter-
schrieben.

Fast vier Monate ließ sich die Lan-
desregierung Zeit, um zu einer Ent-
scheidung über das Volksbegehren
zu kommen. Am 21. September
2010 stellte sie dann zwar die
grundsätzliche Zulässigkeit fest,
verband damit aber eine „Maßga-
be“ für das weitere Sammeln von
Unterschriften. Diese Maßgabe be-
deutet eine massive Behinderung

des Volksbegehrens und stellt darü-
ber hinaus ein Lehrstück in Sachen
Haarspalterei dar.

Die Maßgabe betrifft § 3 des von
dem Volksbegehren vorgelegten
Gesetzesentwurfes, in dem es um
die Fortführung der Vollen Halb-
tagsschulen geht. Die Landesregie-
rung argumentiert, dass das Volks-
begehren in die Selbstverwaltung
der Schulträger eingreife.

Die Initiatoren wehren sich mit
ihrer Klage gegen diese Maßgabe
und verfolgen das Ziel, das Volksbe-
gehren für uneingeschränkt zuläs-
sig zu erklären. In der Klageschrift
wird unter anderem argumentiert,
dass es kaum möglich sei, Bürgerin-
nen und Bürgern die von der Lan-

desregierung verlangte komplizier-
te Fassung des Gesetzentwurfes für
das Volksbegehren verständlich zu
machen. Nach einer Entscheidung
des Staatsgerichtshofes müssen an
die Formulierungen eines Volksbe-
gehrens keine allzu hohen Anforde-
rungen gestellt werden, solange
nur das Ziel des angestrebten Ge-
setzes den Bürgerinnen und Bür-
gern ausreichend deutlich gemacht
wird. Die Kläger argumentieren
weiter, dass die Landesregierung
den Gesetzentwurf unzulässig ein-
schränke: Während das Volksbe-
gehren Grundschulen und Primar-
bereiche von Förderschulen als Vol-
le Halbtagsschulen erhalten will, re-
duziert die Maßgabe den Gesetz-

entwurf allein auf die Grundschu-
len.

Mit dem Einreichen der Klage-
schrift beim Staatsgerichtshof be-
ginnt für das Volksbegehren gute
Schulen die letzte Sechs-Monats-
Frist zu laufen. Diese dauert voraus-
sichtlich bis Mai 2011. Gesammelt
wird allerdings weiterhin auf den
bislang gültigen Unterschriftsbö-
gen. Mit einer Entscheidung des Ge-
richtes rechnen die Initiatoren nicht
vor Mai 2011.

Die Alfelder SPD wird daher auch
in Zukunft weitere Unterschriften
für das berechtigte Anliegen der
Initiatoren sammeln.

Seien auch Sie dabei!

Ein Lehrstück in Sachen Haarspalterei
Volksbegehren klagt gegen Behinderung durch die Landesregierung



Rita Thorhauer, Mitglied der SPD
seit 1976, war von Anfang an aktiv
dabei. Von 1981 bis 1986 war sie
Bürgerdeputierte im Sozial- und Ju-
gendpflegeausschuss, nach der
Kommunalwahl 1986 gehörte sie
bis 1996 dem Alfelder Stadtrat an. In
dieser Zeit war sie im Kultur- und
Fremdenverkehrsausschuss sowie
im Schulausschuss tätig. 

Über zwölf Jahre hat Rita Thor-
hauer bis zu ihrem Ausscheiden am
1. April 1992 das SPD-Büro in Alfeld

betreut und war Ansprechpartnerin
für SPD-Mitglieder und Alfelder Bür-
gerinnen und Bürger.

Auch außerhalb ihrer Mandatstä-
tigkeit engagierte sich die gebürti-
ge Alfelderin in verschiedenen Or-
ganisationen, insbesondere in der
Arbeiterwohlfahrt. Zusammen mit
anderen AWO-Mitgliedern gründe-
te sie 1984 das Café Frohsinn, in
dem sie heute noch aktiv an erster
Stelle mitwirkt.

Als Mitglied im Verein für Heimat-
kunde ist ihr die Ausgestaltung des
Fillerturms eine Herzensangelegen-
heit. Außerdem ist sie als Stadtfüh-
rerin tätig.

Für ihre besonderen Verdienste
erhielt Rita Thorhauer 1997 das Bun-
desverdienstkreuz und 2005, eine
ganz seltene Auszeichnung, die Wil-
ly-Brandt-Medaille der SPD.

Wir gratulieren an dieser Stelle
nachträglich ganz herzlich und
wünschen dem Ehepaar Thorhauer
noch viele gemeinsame Jahre. 

Die „Rote Rita“ ist 90
Im Beisein von zahlreichen Ehrengästen konnte Rita Thorhauer
am 20. November 2010 ihren 90. Geburtstag feiern.

So haben CDU und FDP in ihrer
Koalitionsvereinbarung 2008 unter
dem Stichwort „Kommunen“ u. a.
vereinbart, durch eine Zusammen-
fassung der bestehenden Gesetze
zu einem einheitlichen Kommunal-
verfassungsgesetz Vorschriften re-
duzieren, Dopplungen vermeiden
und die ehrenamtlichen Wirkungs-
möglichkeiten verbessern zu wol-
len. 

Mit dem Inkrafttreten am 1. No-
vember 2011 werden die Nieder-
sächsische Gemeindeordnung und
die Niedersächsische Landkreisord-
nung ausgedient haben. Damit
geht eine 150-jährige Tradition zu
Ende. Für diesen Bruch mit der Ver-
gangenheit gibt es keine stichhalti-
ge Begründung, mit ihr geht ein
Symbol gemeindlicher Selbstver-
waltung verloren.

Dass die Anwendung und Hand-
barkeit des Rechts durch die Zu-
sammenfassung aller Kommunal-
gesetze für die Ratsmitglieder ver-
bessert würde, ist so ohne weiteres
nicht einsichtig.

Zunächst ist festzustellen, dass ei-
ne Herabsetzung der ehrenamtlich
Tätigen - insbesondere der Rats-
frauen und Ratsherren – stattfindet.
Sie werden in dem neuen Gesetz als
Vertreterinnen und Vertreter ange-
sprochen und damit es für alle
passt, werden Rat, Verwaltungsaus-
schuss und Bürgermeister nivellie-
rend als Vertretung, Hauptaus-
schuss und Hauptverwaltungsbe-
amter verfremdet. Wir von der Alfel-
der Vorwärts-Redaktion lassen es
uns allerdings nicht nehmen, zum
besseren Verständnis auch weiter-
hin an den altbekannten Begriffen
festzuhalten. 

Die beschlossene Abschaffung
der Stichwahl bei der Wahl der Bür-
germeister- bzw. der Landräte lehnt
die SPD nach wie vor ab. Der SPD-
Landesvorsitzende Wolfgang Lies
erklärte dazu auf dem Kommunal-
kongress der SPD am 31. Oktober in
Hannover, dass die SPD, falls sie die
nächste Landtagswahl gewinne,
die Stichwahl wieder einführen
werde. So ist es damals in Thürin-

gen gelaufen und so wird es auch in
Kürze in NRW passieren. Die Aktion
Wahlreform schlägt in diesem Fall
die Regelung einer integrierten
Stichwahl vor, bei der Hauptwahl-
gang und Stichwahl zugleich statt-
finden. Dies würde auch dem Argu-
ment einer geringen Wahlbeteili-
gung bei der Stichwahl den Boden
entziehen.

Die CDU hat in vielen Stichwah-
len erleben müssen, dass ihre Kan-
didaten beim ersten Durchgang
vorn lagen, aber bei der Stichwahl
„durchgefallen“ sind. Dies soll mit
einer Änderung des Wahlrechts un-
terbunden werden. Eine bloße rela-
tive Mehrheit bedeutet nach unse-
rer Auffassung, dass die absolute
Mehrheit der abgegebenen Stim-
men gegen den letztlich gewählten
Bewerber gestimmt hat und ein
Wegfall der Stichwahl dem Amt des
Bürgermeisters oder der Bürger-
meisterin nicht gerecht wird. Die
jetzige Regelung kann dazu führen,
dass ein Kandidat bei einer Vielzahl
von Bewerbern oder Bewerberin-

nen mit 15 % der abgegebenen
Stimmen gewählt ist. Das kann
nicht sein.

Diese Regelung betrifft uns in Al-
feld zum jetzigen Zeitpunkt nicht,
da die nächste Bürgermeister- bzw.
Bürgermeisterinnenwahl erst 2014
ist. Vielleicht ist dann die Regelung
aber bereits wieder abgeschafft. 

Eine Regelung wird die Bürgerin-
nen und Bürger unserer Stadt aller-
dings bereits bei der nächsten Kom-
munalwahl treffen. Nach Ansicht
der SPD gibt es einen Kuhhandel
zwischen CDU und FDP. Für die Zu-
stimmung zum Ende der Stichwahl
wird die FDP eine Gegenleistung
bekommen - und zwar die Vergrö-
ßerung der Wahlbereiche. Eine Re-
gelung, die kleinen Parteien zugute
kommt. Danach wird es in Alfeld
keine vier Wahlbereiche mehr ge-
ben, sondern nur einen oder höchs-
tens zwei. Der Rat der Stadt wird
nun darüber entscheiden müssen,
wie viele Wahlbereiche es zur kom-
menden Kommunalwahl geben
wird. 

Wie die Entscheidung ausfällt
und wie dann evtl. eine Aufteilung
in zwei Wahlbereiche aussehen
wird, können Sie voraussichtlich
nach der Ratssitzung im Dezember
auf unserer Internetseite www.spd-
alfeld.de erfahren.

CDU/FDP schaffen Stichwahl ab
Es hat schon was für sich, dass in Niedersachsen in fast jeder Legislaturperiode grundlegende
Änderungen an der Kommunalverfassung vorgenommen werden. Das richtet sich in der Regel
nach dem jeweiligen Wahlergebnis der vorangegangenen Landtagswahl und der damit verbunde-
nen Zusammensetzung der Landesregierung. 

Alfelder Vorwärts 12/2010

Der SPD-Stadtverband
und die SPD-Ratsfraktion 
Alfeld (Leine) 
wünschen allen 
Mitbürgerinnen und Mitbürgern 
ein gesegnetes Weihnachtsfest 
und ein gesundes und
glückliches Jahr 2011

www.spd-alfeld.de



Extrem von schweren Unwettern
wurde Föhrste heimgesucht am 24.
Juli 1983, am 13. Mai 1993 und zu-
letzt am 3. Juli 2008. Waren es früher
nur Hochwasser, welche von der
Leine ausgingen, sind es heute star-
ke Niederschläge (Unwetter), wel-
che Bodenmassen aus den umlie-
genden Hängen in Bewegung set-
zen. Bisher konnte noch keine Ab-
hilfe oder Minderung geschaffen
werden. Bereits nach dem ersten
schweren Unwetter 1983 wurde
versprochen, etwas zu tun. Auch
1993 wurde diese Aussage getrof-
fen. Immer wieder wurde seitens
des Ortsrates ein Planungskonzept
gefordert. In Eigeninitiative wurden
zahlreiche Gespräche mit Fachäm-

tern und der Verwaltung geführt,
mit dem Ziel, das Problem zu lösen.
In den letzten Jahren hat man im
Stadtgebiet und in ersten Ortsteilen
angefangen, Regenrückhaltebe-
cken (RRB) zu bauen. Dies wurde zu-
meist im Zusammenhang mit ande-
ren Baumaßnahmen wie z.B. der
Ortsdurchfahrt Hörsum erstellt. 

Letztendlich wurde seit 2007 das
Thema richtig angefasst, mit der
Aufnahme des Konzeptes in den In-
vestitionshaushalt für 2009. Aber
die Aktualität mit dem Unwetter im
Juli 2008 machte es dringend erfor-
derlich, dass die Gelder für das zu er-
stellende Konzept bereits für 2008
bereitgestellt wurden, so dass die-
ses im Herbst 2009 vorlag. Erfah-

rungswerte, welche man mittler-
weile durch die gebauten RRB in an-
deren Ortsteilen gemacht hatte,
konnten natürlich in das Konzept
mit eingebracht werden. In einer öf-
fentlichen Informationsveranstal-
tung wurde das Ergebnis den
Föhrster Bürgerinnen und Bürgern
vorgestellt. 

Vorgesehen sind drei RRB. Eins
oberhalb des Möricks, eins an der
Alfelder Straße in der Nähe des
Schimmeck und eins in der Heide-
grunder Straße am Ende der Bebau-
ung. Außerdem ist ein Bahndurch-
lass im Bereich des RRB Schimmeck
/ Alfelder Straße geplant. Dritter
großer Punkt ist die Erweiterung
des Kanalsystems mit einer neuen

Leitung vom Schimmeck zum neu-
en Bahndurchlass.

Die Lösungen sollen aufeinander
abfolgend umgesetzt werden. Die
Umsetzung wird 5-10 Jahre dauern.
Es wird zwischenzeitlich immer wie-
der nach Bedarf angepasst. Mit den
betrieblichen Maßnahmen ist mitt-
lerweile begonnen worden.

Erfreulich ist, dass sämtliche in
den vergangenen 25 Jahren seitens
des Ortsrates vorgetragenen Lö-
sungsmöglichkeiten mit in das Kon-
zept eingeflossen sind. Durch die
gute Vorarbeit von Föhrster Orts-
bürgermeistern und SPD Ratsfrakti-
on, ist es gelungen, dieses wichtige
Konzept umzusetzen.

Drei Regenrückhaltebecken, ein Bahndurchlass, Kanalquerverbindungen sowie 
Graben- und Vorfluterpflege bilden das Herzstück des Konzepts.

Über 25 Jahre beschäftigt den Ort Föhrste das Thema Regen- und Hochwasserschutz.
Aber auch schon vorher hat Föhrste das Wasser nicht in Ruhe gelassen. Durch die 
topographische Lage von Föhrste mit Erhebungen auf der einen Seite und der Leine
auf der anderen Seite des Ortes sind diese Probleme vorprogrammiert gewesen. 
Die Problematik wird zudem durch die bauliche Erweiterung des Ortes in Flächen der
umliegenden Erhebungen und der damit verbundenen Versiegelung sowie des vorhan-
denen Bahndamms, dessen Bahndurchlässe in den vergangenen 40 Jahren verschlos-
sen worden sind und der gleichzeitig als Staudamm wirkt, noch verschärft.

Regen- und Hochwasserschutz für Föhrste

Föhrste, Heidegrunder Straße

Die AfA formiert sich neu
Henning Blum führt Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen (AfA) im SPD-Unterbezirk Hildesheim 

In einer vom SPD-Unterbezirks-
vorsitzenden und Bundestagsab-
geordneten Bernhard Brinkmann
einberufenen „AfA-Unterbezirks-
konferenz“ wurde die Arbeitsge-
meinschaft für Arbeitnehmerfragen
(AfA) vor knapp 90 teilnehmenden
SPD-Mitgliedern im überfüllten Tor-
haussaal des Hildesheimer Gewerk-
schaftshauses wiedergegründet. 

Zum Vorsitzenden wurde der 1.
Bürgermeister der Stadt Hildesheim
und Vorsitzende des Bosch-Be-

triebsrates, Henning Blum, gewählt.
Er setzte sich in einer Kampfabstim-
mung mit 47 zu 40 knapp gegen
seinen Gegenkandidaten, den SPD-
Landtagsabgeordneten Markus
Brinkmann, durch. 

Aus Alfeld wurden Sören Rekel
und René Stelzer-Scholz zu Beisit-
zern gewählt.

In seiner Antrittsrede zeigte der
neu gewählte Vorsitzende Blum sei-
ne Ziele auf. Er wolle, so Blum, dass
sich die SPD auf breiter Ebene bei

den Arbeitnehmern und Arbeitneh-
merinnen in den Betrieben der In-
dustrie, im Handel und Gewerbe, in
den Krankenhäusern und sozialen
Einrichtungen sowie in den Ämtern
der Behörden wieder mehr Gehör
verschafft. „Ich möchte, dass unsere
Stammwähler wieder die SPD wäh-
len und wir ihnen auch eine politi-
sche Heimat bieten“, so Blum. Da-
bei spiele die AfA in Zukunft eine
wichtige Rolle. Man werde wieder
mehr in die Betriebe gehen und

sich die realen Bedingungen am Ar-
beitsplatz ansehen. Der neue Vor-
stand solle mit einem breit angeleg-
ten Netzwerk dabei vordenken, pla-
nen und organisieren. In diese
Überlegungen sollen auch Rentner,
Arbeitslose und die betroffenen Fa-
milien einbezogen werden. Man
müsse besonders bei den arbeiten-
den Menschen wieder mehr Ver-
trauen schaffen und den Weg in die
SPD ebnen. 

Text und Fotos: Hans-Theo Wichens

Der SPD-Unterbezirksvorsitzende Bernhard Brinkmann gratulierte dem geschäfts-
führenden AfA-Vorstand mit dem Vorsitzenden Henning Blum und seinen drei
Stellvertretern, Jürgen Johannsen, Barbara Baron und Jens Bartels (von links).

Der SPD-Bundestagsabgeordnete 
Klaus Brandner referierte bei der 
AfA-Tagung zum Thema  
„Gute Arbeit – guter Lohn“. 

Alfelder Vorwärts 12/2010
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TERMINE

Mittwoch, 29.12.2010, 18.30 h
SPD-Ortsverein Hörsum lädt ein zum
öffentlichen Preisdoppelkopf und
Knobeln in das Hotel „Zur Eule“

Freitag, 21.01.2011, 19.30 h
Jahreshauptversammlung des SPD-
Ortsvereins Gerzen in der Gaststätte
„Glücksgans“

Dienstag, 08.02.2011
Mitgliederversammlung des SPD-
Orts vereins Alfeld und Röllinghausen

Samstag, 12.02.201
Braunkohlwanderung des SPD-Orts-
vereins Alfeld und Röllinghausen

Dienstag, 22.02.2011
Mitgliederversammlung des SPD-
Stadtverbandes, als Gast 
Landesvorsitzender Olaf Lies

Freitag, 04.03.2011
Jahreshauptversammlung des
SPD-Ortsvereins Warzen

Auskünfte zu Veranstaltungen:
SPD-Büro Tel. 05181 /  3131 
oder 
www.spd-alfeld.de

Mittwoch, 05.01.2011, 19.00 h
Vortrag von Erich Behme aus der 
AG 60 plus im Unterbezirk über 
Patientenverfügung und Vorsorge-
vollmacht

Dienstag, 03.05.2011, 11.30 h
Besichtigung des NDR  
in Hannover
Die Teilnehmerzahl ist begrenzt, da-
her ist eine Anmeldung bei der Vor-
sitzenden der AG 60 plus in Alfeld,
Gabriele Sievers, unter
Tel. 05181 / 4296 erforderlich

Ab 01.02.2011 finden turnus-mäßig
jeden 1. Dienstag im Monat 
Vor standssitzungen der AG 60 plus
statt.

     Alfelder Vorwärts (AV):
Herr Schwarze, wie fühlen Sie sich als
Kommunalpolitiker im Ruhestand?
Juckt es Ihnen nicht manchmal in
den Fingern, hin und wieder in der
Kommunalpolitik noch mitzumi-
schen?

Günter Schwarze (GS):
Ja, natürlich, wenn ich jetzt nein sa-
gen würde, müsste ich lügen. Aber
den Genossinnen und Genossen
oder anderen dazwischen reden, das
mache ich nicht. Ratschläge gebe ich
gerne, aber mehr nicht.

AV: Trotz eines leichten Aufwärts-
trends hat die SPD auf Bundesebene
noch immer nicht zu ihrer alten
Form wie vor einigen Jahren zurück
gefunden. Woran liegt das nach 
Ihrer Meinung?
GS: Mit der Rente mit 67 und Hartz IV
hat man der SPD mächtig an die Kar-
re gefahren. Diese politische Ausei-
nandersetzung hat Wunden hinter-
lassen, die offensichtlich bis heute

nicht vernarbt sind. Wahrscheinlich
lag es aber auch daran, dass man die
Bürgerinnen und Bürger, wie so oft,
nicht rechtzeitig und ausreichend in
die politischen Absichten mit einbe-
zogen hat. Rückblickend bin ich aber
der Auffassung, die „Agenda 2010“
war der Grundstein für den jetzigen
wirtschaftlichen Aufschwung.

AV: Die Wahlperiode in den Kom-
munen neigt sich ihrem Ende zu, am
11. September 2011 wird auch in Al-
feld ein neuer Stadtrat und in Brun-
kensen der Ortsrat neu gewählt. Nun
hat die Alfelder SPD-Ratsfraktion von
dem, was sie bei der Kommunalwahl
2006 versprochen, auch einiges er-
füllt. Wir erinnern in diesem Zusam-
menhang an die Errichtung des 7-
Berge-Bades und die Rettung des Al-
felder Krankenhauses. Was sollte
nach Ihrer Meinung noch bis zum 11.
September 2011 erledigt werden
und was wäre nach Ihrer Meinung
die wichtigste Aufgabe für den neu
gewählten Stadtrat?
GS: Sicher gäbe es viele Wünsche,
das hängt aber alles von den finan-
ziellen Rahmenbedingungen ab. Ich
gehe davon aus, dass für den neu ge-
wählten Stadtrat der Investitions-
stau im Straßen- und Wegebau so-
wie die Sanierung der Abwasserbe-
seitigung eine wichtige Rolle spielen
werden.

AV: Was wünschen Sie sich zur Kom-
munalwahl am 11. September?

GS: Dass die SPD im Stadtrat ihre ab-
solute Mehrheit verteidigt und im
Ortsrat Brunkensen wieder zurück-
gewinnt. Außerdem hoffe ich auf ei-
ne hohe Wahlbeteiligung. In den vor
uns liegenden Monaten wird es Auf-
gabe der Parteien, Gruppen und
auch der Medien sein, die Bürgerin-
nen und Bürger zur Abgabe ihrer
Stimme zu überzeugen.

AV: Was war für Sie rückblickend das
wichtigste politische Ereignis? Und
für Sie persönlich?
GS: Politisch der Kniefall Willy
Brandts in Warschau und persönlich
die Geburt unseres Urenkels Lennox.

AV: Wenn Sie nicht über Politik
nachdenken, was machen Sie dann,
wie sieht Ihr Tagesablauf aus? Als
Rentner hat man bekanntlich viel
Zeit.
GS: Dass Rentner viel Zeit haben sol-
len, wird allgemein behauptet, die
Wirklichkeit sieht nach meiner Mei-
nung allerdings anders aus. Mein
Tag ist ausgefüllt. Ich unterstütze
meine Ehefrau bei ihren täglichen
Aufgaben und kümmere mich um
Haus und Garten. Natürlich bin ich,
das klang eingangs bereits an, nach
wie vor an dem örtlichen Geschehen
interessiert und schaue mir auch ei-
nige Dinge an, die in der Stadt ge-
macht werden.

AV: Herr Schwarze, wir danken Ih-
nen für das Gespräch.

Was macht eigentlich Günter Schwarze?
Der mittlerweile 81-jährige Günter Schwarze gehört zu den
Urgesteinen der Kommunalpolitik in Alfeld.
Günter Schwarze war Ratsmitglied im Gemeinderat sowie dem Ortsrat Brunkensen von 1961 bis 2001.
Er war Bürgermeister von 1968 bis 1974 und Ortsbürgermeister bis 2001. Für seine Verdienste wurde
Günter Schwarze 2001 zum Ehrenortsbürgermeister ernannt. Von 1974 bis 2001 war er ebenfalls
Mitglied im Alfelder Stadtrat und auch stellvertretender Bürgermeister der Stadt Alfeld. Außerdem ge-
hörte er für lange Jahre dem Kreistag an. Zunächst in Holzminden (die damals noch selbstständige Ge-
meinde Brunkensen gehörte bis zur Gemeindereform 1974 zum Landkreis Holzminden) und danach im
Kreistag des Landkreises Alfeld bis zu seiner Auflösung 1977. 
Wir haben ihn in seinem Haus in Brunkensen besucht und ihm einige Fragen gestellt.




